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Verkündet
am 29„ Mai 1962

I m N a m e n d e s V o l k e 5

In Sachen

ooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooo

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 10° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 29° Mai 1962, an der mit—

gewirkt haben

Senatspräsident Dr„ T e s m e r
als Vorsitzender,

Bundesrichter S a u t t e r

und Bundesrichter Dr; B r o c k e
als weitere Berufsrichtcr,

Bundessozialrichtcr R'h e i n
„

und Bundessozialrichtcr Dr„Dr.h‚c. M i e s b a c h
als ehren€mtlicho Bci„itzcr,

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes—

sozielgerichts Schleswig vom 20. Mai 1959 wird als

unbegründet zurückgewiesen„ '

'Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

V o n R e c h t s w e g e n
„
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G r_ü n 3_3_...—_-

Der Sohn Werner der Klägerin, die seit Juni 1943 verwitwet ist,

starb als Soldat am 5. Februar 1945 im Alter von 20 Jahren. Kit
den Beschéiden vom 51. Juli 1946, 9. November 1953 und 1. Dezember

1954 wurden bereits drei Anträge der Klägerin auf Gewährung von
Elternrénte abgelehnt. Im Oktober 1957 sandte das Versorgungscmt

(VersorgA) Lübeck der Klägerin einen Erhebungsbogen über ihre Ein—

kommensverhältnissc zu. Auf Grund ihrer Angaben über ein Einkommen

aus nicht selbständiger Tätigkeit in Höhe fon rd. 108 DL monatlich

wurde ihr durch Bescheid des VersorgA Lübee: vom 21. Oktober 1957

eine Elternrente in Höhe von 22 DT monatlich von 1. Oktober 1957

an gewährt. Ihr Widerspruch, mit dem sie Elternrente schon vom

1. Mai 1957 an begehrte, hatte keinen Erfolg (Entscheidung des Lan—
desversorgungsamts_—LVersorgA - Schleswig—holstein vom 12.3.1958).

Das LVersorgA begründete die Ablehnung einer Elternrente für die

Zeit von Mai bis September 1957 damit, daß das Einkommen der Klä—

gerin die im Fünften Änderungsgcsetz zum Bundesversorgungsgcsetz
(BVG) festgelegte Binkonmcnsgrenze für einen Elternteil in Höhe

von 115 DM monatlich nicht erreicht habe. Der Klägerin habe daher

_
schon nach dieser Novelle eine Teilelternrente :ugestendcn, die sie

_aber nicht beantragt habe. Bei der in dem Bewilligungsbeseheid vom

921. Oktober 1957 festgestellten Teilelternrentc in Höhe von 22 LM
(‚handle es sich somit nicht um eine sich aus dem Sec13ten Änderungs—
\ gesetz zum BVG ergebende neue Leistung, so daß die in den Übergangs-

vorsehriften enthaltene Bestimmung hinsichtlich des Beginns der

Rente mit dem 1. Mai 1957 nicht zur Anw ndung kommen könne.

Im Verfahren vor dem Sozialgericht (SG) hat die Klägerin den Klage—
antrag dahin eingeschränkt, daß ihr für die Monate Mai bis Septem-

ber 1957 eine Elternrente in Höhe von 15 DM tonatlich
— um diesen

Betrag ist die Einkommensgrense für einen Elternteil durch das

Sechste Änderungsgesetz zum BVG gegenüber dem Fünften Änderungsge—

setz erhöht werden — zu gewähren sei. es SG Lübeck hat mit Urteil
vom5° September 1958 dem Klageantrag entsprechen. Es hat seine

‚Entscheidung damit begründet, daßchr im Oktober 1957 von der Kläge—

rin gestellte Antrag auf Gewährung einer Elternrente als ein Antrag
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sufzufassen sei, der unter Berücksichtigung der durch das

Seehste Änderungsgesetz zum BVG neu festgesetzten Einkommens—

grenze bei einem Elternteil in Höhe von 130 DM monatlich ge-
stellt werden sei° Im Vergleich zu dem in der Fünften Novelle
festgesetzten Binkommensbetrsg in Höhe von 115 DM handle es

sich für die Klägerin um eine neue Leistung von monatlich 15 DM„

Naeh Art.—ll Satz 2 des Seehsten Änderungsgesetses zum BVG habe

daher die Zahlung des Mehrbetrages von 15 DM monatlich mit dem

10 Mai 1957 zu beginnen°

Durch Urteil vom 200 Mai 1959 hat das Landessoziälgericht (LSG)

Schleswig auf die Berufung des Beklagten das Urteil des SG Lü—
beck von 5° September 1958 aufgehoben und die Klage abgewiesen;

es hat die Revision zugelassen. Das LSG hat seine Entscheidung

im wesentlichen wie folgt begründet: Unter einer "neuen leistung"

im Sinne des Sechsten Änderungsgesetses zum BVG sei nichts an—
deres zu verstehen als unter einem "neuen Anspruch" im Sinne
des Art„'ll Nr° 2 des Fünften Änderungsgesetzes bzw° unter ei—

nem "neuen Vers rgungssnsprubh" im Sinne des Art° V Nr„ 2 des

.Dritten Änderungsgesetzes und im Sinne des 5 88 BVG—°Naeh der

3° Novelle zum BVGhabe einen Elternteil-Elternrente nur inso—
weit gewährt werden können, als diese zusammen mit den sonstigen

Einkommen 105 DM monatlich nicht überstieg. Durch Art. I Nr. 23

der 5. Novelle sei dieser Monatsbetrag auf 115 DM erhöht werden°

Da das sonstige Einkommen der Klägerin bis Oktober 1956 105,30

DM und von diesem Zeitpunkt an 108,59 DM betragen habe, hätte

ihr bei fristgerechter Antragstellung nach der 5° Novelle vom

10 April 1956 an eine Elternrente in Höhe von 10 DM monatlich

und vom Oktober 1956 an eine solche in Höhe von 7 DM monatlich

gezahlt werden müssen. Die rechtlichen Voraussetzungen der der

Klägerin zu gewährenden Rentenleistungen seien mithin nicht erst

durch die 6„ Novelle geschaffen werden, weil ihr E ternrenten—

ansprueh bei entsprechender Antragstellung auch sehen näch den

Vorschriften der 5„ Novelle zur Entstehung gelangt wäre° Dem Be-

griff der Einheitlichkeit des Rentensnspruehs würde es aber wi-

dersprechen, wenn man mit dem Sszen Untersehiedsbetreg zwischen

der nach der 5„unaderngch der 6° Novelle zu errechnenden Henste—
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rente als “neue Leistung" im Sinne des Art° II der 6. Novelle anse—
hen wollte. Der Klägerin stehe daher entgegen der Auffassung des SG

Elternrente erst vom 1. Oktober 1957 an (Antragsmonat) zu°

Gegen das am 5. August 1959 zugestellte_Urteil des LSG hat die Klä—

gerin mit Schriftsatz vom 18. August 1959, eingegangen beim Bundes—

sozialgericht (BSG) am 26„ August 1959, Revision eingelegt; sie be—
antragt, ' ' 7 . > 1 '

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Berufung zurückzuweisen°

Die
Klägerin

macht mit der Revision geltend, das LSG habe nicht da—

von ausgehen dürfen, daß unter "neuer Leistung" im Sinne des Sechsün

Änderungsgesetzes zum BVG nichts anderes
zu verstehen sei als unter

"neuem Anspruch“ im Sinne der früheren Übergangsvorschriften„ Schon

diese Schlußfolgerung im Rahmen einer Wortinterpretation sei im

höchsten Grade bedenklich Die Wahl eines neuen Ausdrucks — "Leistung

statt "Anspruch" — im Sechsten Änderungsgesctz zum BVG müsse einen
_

besonderen Sinnhaben° Der Gesetzgeber habe damit zum Ausdruck brin—

gen wollen, daß dem Versorgungsberechtigten bei einer Verbesserung

der Leistungen durch die 6. Novelle der 12chrbetrag schon von 1° Kai
1957 an zustehen solle, wenn er inr erhalb von sechs „onaten nach
Vérkündung der Novelle einen entspre echcnden Antrag stelle. Die Auf—

fassung, daß ein Versorgungsc spruch ers t durch einen ntrag ents te—

he, habe zwar ihren guten Sinn; sie wolle verhindern, daß noch nach

Jahren Ansprüche geltend gemacht werden könnten, um die sich der Be;

rechtigte nicht gekümmert habe. Darum handle es sich aber im vorlie—
genden Falle nicht, da es nur um eine zeitlich begrenzte Rückwirkung

gehe° Für den Fall, daß die Auffassung des SG, der sich die Kläge—

rin durch Minderung des Klageantrags angeschlossen habe, die durch

eine ständige Rechtsprechung geheiligte "Einheitlichkeit des Renten—
ahspruchs" verletze, \M0 de auf den ursprünglichen Klagean ntragz zurück—

gegangen„ Es werde daher v rsorglich der Hilfsantrag gestellt,

unter Aufhebung der Urteile des LSG und des SG

nach dem Klageantrag in der Klageschrift zu er—
kennen°

Der Beklagte beantragt,
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die Revision der Klägerin vom 18. August 1959

gegen das Urteil des 6. Senats des LSG vom 20.

Mai 1959 zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend und weist ins—
besondere auf die Rechtsprechung des BSG zu 5 88 BVG hin. Aus

Art. II des Sechsten Änderungsgesetses zum BVGergebe sich trotz
des gegenüber den früheren Übergengsvorschriftcn geänderten Wort—
lauts nicht, daß der Gesetzgeber seine Auffassung insofern ge—

-ändert habe, als er nunmehr den Kreis der "neuen" nach der 6°
Novelle Vers rgungsberechtigten erweitern wollte. Die in der

6. Novelle festgelegten Eegünstigungen sollten vielmehr nur
dem Kreis der nach dieser Novelle "neuen" Versorgungsbcrech—

tigten zugute kommen. Es liege in der Natur des in den 55 60,1

61 BVG festgelegten Antragsprinsips‚ daß es für.diejenigen, die

einen Antrag auf V rsorcungsbezügc verspätet stellen, Härten

‚mit sich bringen könne. Diese Folgen könnten aber nicht durch

sozialpolitische Erwägungen beseitigt werden, solange der Ge—

setzgeber das Antragserfordernis für die Gewährung von Lei-

stungen im BVG beibehalte°

Die Revision ist frist— und formgerecht eingelegt und begrün—

det werden (@@164, 166 Sozialgerichtsgesetz —SGG—). Da das
LSG die Revision in dem angefochtenen Urteil ausdrücklich zu—

gelassen hat (@ 162 Abs. 1 Nr. 1 see), ist sie stett-aft; sie
ist aber nicht begründet.

Zwischen den Parteien ist streitig, ob der Klägerin für die

‘Monete Mai bis September 1957 eine Elternrente in Höhe von
15 DM monatlich zusteht. Das LSG hat für diesen Zeitraum ei—

nen Ansprueh auf Elternrcnte nach Art. II des Sechsten Geset—

zes zur Änderung und Ergänzung des BVG vom 1. Juli 1957 (BGBl

I, 661) nicht für gegeben erachtet, da der Klägerin schon noch
dem Fünften Änderungsgesctz eine Elternre■tc in Höhe von 10 LH

bzw. 7 IM monatlich zugestanden haben würde, wenn sie diese

beantragt hätte. Nach Lrt. II der 6. NOVelle werden Elternren-

ten nach Art. I Nr. 12 von Amts Wegen neu festgestellt. Im übri-

gen werden neue Leistungen, die sich aus
diesem Gesetz ergeben,..

nur auf Antrag gewährt. Wird der Antrag binnen sechs Kometen
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nach Verkündung der 6„ Novelle gestellt und wird dem Antrag statt—‘

gegeben, so beginnt die Zahlung mit dem Monat, in dem die Vorausr

setzungen erfüllt sind, frühestens mit dem 1. Hai 1957. Die Klä—
gerin hat im Oktober 1957, also inherhgln der Frist von sechs Ko—

naten nach Verkündung der 6. Novelle, Antrag auf Gevähr*ng einer
Elternrente gestellt. Ob die Zahlung der ELtcrnrente schon mit dem

1, Mai 1957 beginnt, hängt von der Entscheidung der Frage ab, ob

es sich bei der der Klägerin durch Be: heid vom 21. Oktober 1957

erstmals von 1° Oktober 1957 an gevährten Blternrente in Höhe von
22 DM monatlich um eine "neue Leistung“ im Sinne des Art. II der

6, Novelle handelt, ‘ '
Das LSG hat in dem angefochtenen Urteil zutreffend ausgeführt, daß

die Übergangsvorschrift des Art. II der 6° Novelle durch die Ver—

-wendung des Begriffs "neue Leistungen" einen anderen Wortlaut als

5 88 BVG und die Übergangsvorsehliften der vorhergehenden Novellen

zum BVG hat° In diesen Vorschriften hat der Gesetzgeber bestimmt,
daß die sich aus dem betreffenden Gesetz ergebenden "neuen Ansprü—

che" Oder "neuen Versorgungsansprüche" auf Antrag festgestellt
werden und daß bei der Antragstellung innerhalb einer bestimmten

Frist die Rente bereits zu einem früheren Zeitpunkt als dem Antrags—

monat beginnt (vgl. @ 88 BVG; Art. III Nr. 4 des Zweiten Änderungs—

gesetzes zum BVG e
BGBl 1953 I, 862 —; Art. V Nr. 2 des Dritten in—

gerungsgesetzes zum BVG — BGBl 1955 I, 25 —; Art. II Kr. 2 des Fünf—

ten Änderungsgesetzes Zum BVG — BGBl 1956 I, 463 -). Auch nach Art.lV
@ 1 Abs° 2 des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Krie530pfer-

rechts vom 27„ Juni 1960 (BGBl I, 453) werden "neue Ansprüche", die

sich aus diesem Gesetz ergeben, nur auf Antrag festgestellt. Das

BSG hat bereits in mehreren Entscheidungen (BSG 4, 291 ; 7, 118 und

187) zu dem Begriff des "neuen Versorgungsanspruchs" in 5 88 BVG

Stellung genommen. Es hat unter eingehender Begründung ausgespro-l

chen, daß es sich um einen "neuen Versorgungsanspruch" im Sinne

des © 88 BVG dann nicht handelt, wenn schon nach bisherigen Versor-
gungsreeht die Möglichkeit bestanden hat, Rente zu beantragen, ein

Antrag aber nicht gestellt werden ist° Für die Frage, welche An-

sprüche "neu" im Sinne des 9 88 BVG sind, kommt es somit auf den

Unterschied zwischen dem Recht nach dem BVG und dem früheren Ver—

sorgungsrecht an° Hierbei muß unter einem neuen Versorgungscnspruch
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im Sinne dieser Vorschrift ein Anspruch verstanden werden,

dessen tatsächliche Voraussetzungen — abgesehen von dem An-

tragserfordernis (vgl. BSG 2, 289) —vor dem Inkrafttreten
des BVG erfüllt gewesen, dessen rechtliche Voraussetzungen

aber erst durch das BVG neu geschaffen werden sind. Soweit in_

dem Dritten und Fünften Änderungsgesetz in den Übergangsvor—

schriften ebenfalls von "neuen Versorgun sansprüchen" oder
"neuen Ansprüchen" gesprochen wird, ist die Rechtslage nicht

anders zu beurteilen als in der Übergangsversehrift des 5 88
BVG° Wäre also — wie das LSG in dem angefochtenen Urteil aus—
geführt hat — dieser Begriff dem Begriff der "neuen Leistung"
des Art. II der 6. Novelle gleichzustellcn, so würde der Klä—

gerin ein Anspruch auf Elternrcnte für die Konate Mai bis Sep—
témber 1957 nicht zustehen, weil sie bereits nach dem Fünftcn

Änderungsgesetz ent3prechend den hierzu von LSG getroffenen

Feststellungen einen AnSpruch auf Blternrente in Höhe von

10DMmonatlich‘vom1. April 1956an undvon 7 na monatlich
von Oktober 1956 an gehabt hätte, wenn sie während der Geltung

dieses Gesetzes eine Elternrente beantragt hätte. Es kommt da—

.her für die Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits darauf

an, ob dem Begriff "neue Leistung" im Sinne des Art. II des

Seehsten Änderungsgesetzes schon wegen des anderen Wortlauts

ein anderer Inhalt beizumcssen ist als dem Begriff des "neuen

Versorgungsanspruchs" in @88 BVGund den demSechstcn Änderungs—
gesetz vorhergehenden Novellen zum BVG°

Es ist der Revision zuzugeben, daß die Änderung des Wortlauts

der Übérgangsvorschrift in Art. II des Sechsten Änderungsgeset—

zes — "neue Leistung" statt "n uer Versorgungsansprueh"
— zu-

mindest auffällig und nicht ohne weiteres verständlich ist. Die

Gesetzesmaterialien geben hierzu keinen Aufsehluß. Lediglich in

dem schriftlichen Bericht des Ausschusses für Kriegsopfcr» und

Heimkehrerfragen (2° Wahlperiode 1953 BT-Drucks. 3488) ist zu
Art° II des Sechsten_Änderungsgesetses folgendes ausgeführt:■

"In den Übergangsvors hriften ist insbesondere gerege t, in wel—

chen Fällen auf Grund der nach diesem Gesetz vorgesehenen Ver-

besserungen oder der sich aus diesem Gesetz ergebenden neuen An—.

sprüche eine Neufcststellung der Bezüge von Amts wegen erfolgt
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oder eine Antragstellung erforderlich wirdo"-Es fällt auf9 daß

trotz der Fassung des BeriChts in Arte II des Sechsten Änderungsé

gesetzes von "neuen Leistungen" gesprochen wird° Damit drängt sich

die Vermutung auf, daß der Degrii‘f der "neuen Leistungen" in Art.

II des Sechsten Änderungsgesetzes aufgeno_men werden is , ohne daß

der Gesetzgeber hiermit dieser Vorschrift insoweit gegenüber der
Fassung der Übe gsngsvorschriften in den vorhergehenden Änderungs—

gesetzen zum BVG einen anderen Inhalt geben
wollte„ Demgegenüber

wird nicht verkennt, daß in erster Linie zunächst dem \Yortlaut

einer Vorschrift besondere Bedeutung zukommt° Je weniger der Wort—„

laut einer Vorschrift Anlaß zu Zweifeln über seine Bedeutung gibt,

desto schneruiegender müssen die geg ober enfells aus anderen; bei

der Auslegung zu berücksi ehtigendén.Gesichtspunkten‚sich ergeben—
den Gründe sein, wenn sie eine im Gegensatz zum üblichen Sprachge—

brauch stehende Auslegung rec tfertigen sollen (vgl BSG 8,198,
201)° Im vorliegenden Falle kannjedoeh dahingestellt bleiben, in—

wieweit die Begriffe "Versorgungsanspruch" und "Versorgungsleistunä

gleichbedeuten sind oder ob ihnen in dem bestimmten Z sennenheng,

in dem sie gebraucht sind, jeweils eine ver schiedene Bedeutung su——

kommen könnteo Im Rahmen der Übergang mchriften‘in den nnderungs—

gesetzen zum _BVGist jedenfalls den Hort "neu" entscheidendes Ge—

wicht beizumessenb Aus ihm ergibt sich bei sinngemäßer Auslegung

und nach dem Zweck der ebergsngsvor schrift, daß es für die Beant—

wortung der Frege‚ welehe Versorgungssnsprüehe oder Versorgung

leistungen "neu" sind, auf einen Vergle icch des neuen Rechts mit

dem früheren Recht ankommt und daß der Gesetzgeber in Hinblick auf

die Einführung des neuen Rechts den V rsorgungsbereehtigten länge—

re Fsis ten für die Anmeldung ihrer Ansprüche und der Rückwirkung

auf einen früheren Zeitpunkt gevähren wollte° Sinn und Zweck der
‚Übergangsvorschri ften in den Änderungsgeset sen zum BVG sind also

ohne Rücksicht darauf, ob vom "Versorgungsenspruch" oder von der

"(Versorgungs)—Leistung" gesprochen wird, gleichgeblieben„ Ebenso

‘
wie ein neuer Versorgungsenspruch dann nicht vorliegt, wenn naöh

den vorhergehenden Recht bereits ein Anspruch — abgesehen von dem
V

Antragserfordernis 3 bestanden hat, handelt es sich nicht um eine'

"neue Leistung" im Sinne des Art„ II des Seehsten Änderun■sgesctzcg

wenn nach den vorhergehenden Vorschriften bereits eine Versor'ungs—
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leistung derselben Art (vgl° @9 BVG) zu gewähren gewesen
wäre, wenn der Versorguhgsberechtigte damals einen entspre—

chenden Antrag gestellt hätte. Von Bedeutung könnte der Un?

terschied in der Wortfassung nur dann sein, wenn es sich um
einen Fall handelt, in dem zwar ein Versorgungsanspruch be—

stand, eine Versorgungsleistung aber nicht zu gewähren war.

Das würde z.B. dann in Betracht kommen, wenn die Rente nach

dem früheren Recht ruht. Das BSG hat hierzu im Rahmen des
5 88 BVG bereits entschieden, daß bei einem Ruhen der Rente

der Anspruch als solcher bestehen bleibt und das Ruhen le—

diglieh die Zahlung der Rente hindert; dann ist der an sich

bestehende Ver:orgungsahsprueh nicht "r alisierbar" gewesen
(vgl. BSG 7, 118 und 187), ein "neuer" Versorgungsanspruch

liegt aber nicht vor. Um eine neue Leistung im Sinne des

Art. II des Sechsten Änderungsgesetzes könnte es sich dagegen
dann handeln, wenn dem Versorgungsberechtigten wegen des
Ruhens der Rente nach früheren Recht keine Leistung zu ge-
währen war. Indessen braucht diese Frage im vorliegenden

Falle nicht entschieden zu werden, da der Klägerin eine Ver—

sorgungsleistung (Teilelternrente) bei entsprechender Antrag—
stellung sehon nach dem Fünften Änderungsgcsetz zu BVG zu ge—

währen gewesen wäre. Die Frage, ob es sich um eine neue Lei—
stung im Sinne des Art. II des Seehsten Änderungsgesetzes

handelt, ist also danach zu beurteilen, ob bereits nach den

Afrüheren Recht eine Versorgungskiztung derselben Art (Eltern—

rente) zu gewähren gewesen wäre, venn ein entsprechender An—

trag gestellt werden wäre. Die Änderung der Leistung ledig-

lich im Zahlbetrag durch das Sechste Änderungsgesetz infolge

Erhöhung der Einkommensgrenzen bei der Elternrentc ist daher

entgegen der Auffassung der Revision nicht als "neue Leistung"

im Sinne des Art. II di ses Gesetzes aufzufassen.

Diese Auslegung des Art. II des Sechsten Änderungsgesetzes
rechtfertigt sich auch aus weiteren Erwägungen, die insbeson—

dere den inneren Zusammenhang mit den Vorschriften in den

vorhergehenden Änderungsgesctzcn zum BVG berücksichtigen. Der
Gesetzgeber ist in den Übergangsvorsehriften zu Sämtlichen‘Än-
derungsgesetzen davon aus;egangen‚ daß Versorgüngsbezüge, die'
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auf Grund der Anerkennung von Versorgungsansprüchen nach dem je—

weils früheren Recht gezahlt wurden, von Amts wegen auf das neue
Recht umzustellen weren„ Daraus ergibt sich, daß ein An rag auf
Versorgungsbezügc nach dem neuen Gesetz nur dann Rückwirkung haben
sollte, wenn ein Versorgungsanspruch oder - für diesen Fall gleichéÜ

bedeutend — eine Vers rgungslcistung vorher nicht zustand. Berück—
sichtigt man

diesen inneren Zusammenhang zwischen Satz 1 und 2 des

Art. II des SechSten Änderungsgesétzes‚ denn spricht auch dieser
Umstand für die Auslegung, daß unter "neuer" Leistung nur solche

Leistungen zu verstehen sind, die ihrer Art nach (vgl. 5 9 BVG)

nach früheren Recht nicht gewährt werden konnten. Hätte die Klä—

gerin einen Antrag auf Gewährung einer Elternrcnte bereits nach

dem Fünften Änderungsgesetz zum BVG gestellt, der nach den Fest—
stellungen des LSG Erfolg gehabt hätte, dann wären ihre Versorgungs—
bezügé nach dem Fünften Änderungsgesetz ohne weiteres von Amts we—
gen nach dem Sechsten Änderungsgesetz neu festgestellt werden. Wenn

ein Versorgungsberechtigter aber die Antragstellung vera süunt, so }

ist es gerechtfertigt, daß nach den Vorschriften des BVG grundsätz—

lich die Rente erst mit dem Antragsmonat beginnt. Die Rückwirkung

des Antrages bei Wneuen" Versorgungsansprüchen oder "neuen" Lei—

stungen sollte ersichtlich nur dem Umstand Rechnung tragen, daß ei—

nem Versorgungsberechtigten, der nach früheren Recht keine Leistung

dieser Art zu beanspruchen hatte, eine gewisse Frist gewährt werden

sollte, bis er unter normalen Umständen Kenntnis davon erhalten

konnte, daß ihm nunmehr — im Gegensatz zu früher — eine Versorgungs—

leistung zustand.

Für die vom Senat getroffene Auslegung des Art. II des Sechsten
Änderungsgesetzes spricht ferner,.daß nach Art. II Abs. 3 des Er—.

sten Änderungsgesetses zum BVG vom 19. März 1952 (BGBl I, 141) ei—
ne Neufeststellung nur auf Antrag erfolgte, wenn der Anspruch auf

Ausgleichsrente oder Elternrentc wegen der Höhe des sonstigen Ein—

kommens abgelehnt war. Wurde der Antrag bis.zun 30. Juni 1952 ge—

stellt, so begann die AusgleiChs- oder Blternrcntc mit den 1„ April

1952, frühestens mit dem Monat,‘in dem ihre Vor; ssctzungen erfüllt

waren. Aus dieser Regelung ergibt sich, daß der Gesetzgeber schon

bei der ersten Änderung des BVG eine Rückwirkung nur dann gewährt

hat, wenn nach dem unmittelbar vorher geltenden Recht des BVG in
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seiner ersten Fassung der Anspruch auf Elternrente wegen der

Höhe des sonstigen Einkommens abgelehnt werden war. Eine Rück—

wirkung konnte also nach dem Ersten Änderungsgesetz dann nicht
eintreten, wenn ein Antrag auf Gewährung einer Elternrente vor—

her nicht gestellt werden war, da dann die Ablehnung eines An—
trags wegen der Höhe des sonstigen Einkommens nicht verlag.

Auch hieraus ist zu entnehmen„daß den Übergengsvorcchriften

in den Änderungsgesetzcn zum BVG der allgemeine Gedanke zu-
grunde liegt, daß eine Rückwirkung nur dann in Betracht kom—
men sollte, wenn nach dem jeweils vorhergehenden Recht kein

Versorgungsansprueh bzw. keine Versorgungsleistung zustand.

Der Unterechiedsbetrag bei einer Elternrente nach dem Fünften

und Sechsten Änderungsgesetz in Höhe von 15 BH monatlich für

die Zeit von Mai bis September 1957 kann daher der Klägerin

nicht auf Grund des Art. II des Sechsten Änderungsgesetzes

zugesprochen werden. ‘

Die Klägerin hat in der Revisionsschrift hilfsweise den Antrag
gestellt, unter Aufhebung der Urteile des LSG und des SG nach

dem Klageantrag in der Klageschrift zu erkennen. Im Schriftsatz

vom 11. April 1958 hatte die Klägerin zunächst beantragt, den
Beginn der Rentenzahlung vom 1. Oktober 1957 auf den 1. Mai 1957

vorzuverleäen, d.h. sie begehrte mit der Klage die Zahlung der

durch Bescheid vom 21. Oktober 1957 bewilligten Elternrente von
22 LM monatlich rückwirkend in derselben Höhe schon vom 1. Mai

1957 an° In der mündlichen Verhandlung vor dem SG hat die Klä—

gerin den Klageantrag dahin eingeschränkt, daß ihr vom Beklag—

ten für die Zeit vom 1. Mai bis 50. September 1957 :usätz-ich

eine Elternrente in Höhe von 15 DM monatlich zu zahlen ist.

Das SG hat diesem Klageantrag mit Urteil vom 5. September 1958

entsprochen. Gegen diese Entscheidung hat nur der Beklagte, da—

gegen
nicht dieleägerin Berufung eingelegt. Sie kann daher auf

keinen Fall eine höhere Rente beanspruchen, als ihr vom SG zu—

gesprochen worden ist. Abgesehen davon kann — wie oben darge—

legt worden ist — der Beginn der Rente ohnehin nicht nach Art.ll

des Sechsten Änderungsgesetzes zum BVG auf den 1. Mai 1957 vor—

verlegt werden.
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Die Revision der Klägerin mußte hiernach zurückgewiesen werden°

Die Kostenentscheidumg beruht auf 5.193 SGG°
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